
Beschluss des 115. Landesparteitages der FDP Hamburg 

vom 02.04.2022 

 

Finanzierung von Antisemitismus in 
Schulbüchern beenden 

 

I.) Die Bundesrepublik Deutschland darf den Antisemitismus, der in den 

Schulbüchern des Gazastreifens und des Westjordanlandes geschürt wird, weder 

direkt noch indirekt mitfinanzieren.  

Eine EU-Resolution vom Mai 2020, entsprechende Inhalte zu entfernen, blieb bislang 

folgenlos. 

 

II.) Antisemitismus stellt ein gewaltiges Problem in unserer Gesellschaft dar. Er spielt 

überdies eine wichtige Rolle im Nahostkonflikt. Im Gazastreifen und im 

Westjordanland wird in Schulbüchern für alle Altersstufen systematisch Hass auf 

Juden geschürt, Fakten falsch dargestellt und zu Gewalt aufgerufen, während 

friedliche Lösungen für den Nahostkonflikt abgelehnt werden.1  

Die Verbreitung von Antisemitismus wird von deutschen Steuergeldern mitfinanziert: 

Deutschland zahlt der palästinensischen Autonomiebehörde rund 10 Mio. € jährlich 

für Bildung und ist damit einer der größten Geber. Hinzu kommen indirekte 

Zahlungen über die EU und das UNRWA.2  

Es darf nicht sein, dass Deutschland eine Erziehung zu Hass durch die Finanzierung 

von Schulbüchern und Lehrkräften unterstützt. Frieden im Nahen Osten ist kaum 

möglich, wenn ganze Generationen antisemitisch indoktriniert und radikalisiert 

werden.  

 

                                                 
1
 https://www.impact-se.org/wp-content/uploads/PA-Reports_-Updated-Selected-Examples_May-

2021.pdf, S. 11 ff., letzter Abruf 16.05.2021 
2
 https://www.tagesspiegel.de/themen/reportage/langes-warten-auf-umstrittene-studie-warum-der-

judenhass-nicht-aus-palaestinensischen-schulbuechern-verschwindet/27127570.html, letzter Aufruf 
16.5.2021 

https://www.impact-se.org/wp-content/uploads/PA-Reports_-Updated-Selected-Examples_May-2021.pdf
https://www.impact-se.org/wp-content/uploads/PA-Reports_-Updated-Selected-Examples_May-2021.pdf
https://www.tagesspiegel.de/themen/reportage/langes-warten-auf-umstrittene-studie-warum-der-judenhass-nicht-aus-palaestinensischen-schulbuechern-verschwindet/27127570.html
https://www.tagesspiegel.de/themen/reportage/langes-warten-auf-umstrittene-studie-warum-der-judenhass-nicht-aus-palaestinensischen-schulbuechern-verschwindet/27127570.html


III.) Der Landesparteitag kritisiert den EU-Haushaltsbeschluss, die Mittel für das 

UNRWA aufzustocken und begrüßt den Protest von 32 EU-Parlamentariern gegen 

diesen Beschluss.3 

 

Der Landesparteitag fordert die Bundespartei auf, sich dafür einzusetzen, 

 

1. Alle direkten Zahlungen für den Bildungsbereich an die palästinensische 

Autonomiebehörde einzustellen, 

 

2. Gemeinsam mit den EU-Partnern (auch finanziellen) Einfluss auf die 

palästinensische Autonomiebehörde zu nehmen, Schulbücher entsprechend 

zu überarbeiten sowie Lehrkräfte entsprechend zu schulen und ggf. aus dem 

Schuldienst zu entlassen, 

 

3. Künftige Hilfsgelder nur auszuzahlen, wenn antisemitische, volksverhetzende, 

antidemokratische Inhalte aus dem Unterricht entfernt und durch neutral-

sachliche, friedensfördernde Inhalte ersetzt werden. 

 

                                                 
3
 https://asimakopoulou.gr/wp-content/uploads/2022/03/2022-03-01-Letter-to-Commission-President-

Palestinian-Textbooks-and-Amnesty-Report.pdf, letzter Abruf 09.03.2022 
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